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DIE DEUTSCHE 
ORCHESTERLAND-
SCHAFT: ZWISCHEN 
STAATLICHEM 
KULTURAUFTRAG 
UND FREIER MUSIK-
SZENE



1

Die deutsche Orchesterlandschaft ist in ihrer Dichte und Organisationsform 
weltweit einzigartig. Auch wenn die Zahl seit etwa zwei Jahrzehnten rück-
läufig ist, gibt es in Deutschland noch immer knapp 130 öffentlich finanzierte 
Symphonie- und Kammerorchester. Hinzu kommen zahlreiche freie Ensem-
bles und Orchester, die in unterschiedlichem Ausmaß Unterstützung von 
der öffentlichen Hand erhalten, das unternehmerische Risiko jedoch letzten 
Endes selbst tragen.1 Insgesamt ist so von etwa 200 bis 240 professionellen 
Klangkörpern auszugehen, die die deutsche Orchesterlandschaft ausmachen. 
Ihre gesellschaftliche und kulturelle Bedeutung lässt sich unter anderem auch 
daran ablesen, dass die Bundesregierung im Frühjahr 2018 unter dem Titel 
„Deutsche Theater- und Orchesterlandschaft“ einen Antrag bei der UNESCO 
eingereicht hat, um den Schutz dieser Landschaft als immaterielles Kultur-
erbe zu erreichen.2 

Die vorliegende Studie widmet sich der Entstehung und Entwicklung dieser 
deutschen Orchesterlandschaft in einem umfänglichen Sinne seit etwa 1900. 
Der Freie Ensembles und Orchester in Deutschland e.V. (FREO) hat sie in Auftrag 
gegeben. FREO e.V. hat sich 2016 gegründet und vertritt seit 2018 als gemein-
nütziger Verein die Interessen von professionellen Ensembles und Orchestern, 
die von frei arbeitenden Musiker*innen getragen werden.3 Die Studie geht den 
Strukturen der Kulturförderung nach, beleuchtet die Geschichte der beruflichen 
Interessenorganisation von ausübenden Musiker*innen in Orchestern und 
Ensembles und geht, damit eng verbunden, auch auf die Arbeitsbedingungen 
in diesem Berufsfeld ein. 

Das zentrale Erkenntnisinteresse ist darauf ausgerichtet, die Einzigartigkeit 
der Orchester- und Ensemblelandschaft einschließlich ihrer Segmentierung in 
einen relativ statischen, öffentlich finanzierten und eher staatsnahen Bereich 
auf der einen Seite und einen freien, überwiegend privat bzw. projektfinan-
zierten, eher staatsfernen Bereich auf der anderen Seite in ihrer historischen 
Entwicklung zu beschreiben und verständlich zu machen. Es geht explizit nicht 
darum, konkrete Handlungsanweisungen zu entwerfen oder kulturpolitische 
Empfehlungen abzugeben. Stattdessen möchte diese Studie einen Beitrag 
zur kritischen, konstruktiven Reflexion leisten und zu weiterer Diskussion der 

1  Vgl. Gerald Mertens, Orchester, Rundfunkensembles und Opernchöre, 2016, URL: https://bit.ly/2B3bFYo, 
hier S. 5f.; Richard Lorber u. Tobias Eduard Schick, Freie Ensembles, 2019, URL: https://bit.ly/2Zbd11n.

2  Vgl. Pressemitteilung zum Antrag, URL: https://bit.ly/2TpHhiR.

3  Interview mit Lena Krause, Geschäftsführerin von FREO, 2019, URL: https://bit.ly/2HcnKgM.
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kulturpolitischen Verantwortlichen und der Repräsentanten der beruflichen 
Interessenorganisationen über die Zukunft der deutschen Orchesterlandschaft 
einschließlich ihrer Förderstrukturen und den Arbeitsbedingungen aller ihrer 
Erwerbstätigen anregen. 

Die vorliegende Studie setzt zwei Prämissen, die auf den ersten Blick unge-
wöhnlich erscheinen mögen. Zum einen liegt der zeitliche Fokus auf dem 20. 
Jahrhundert. Im Gegensatz zur landläufigen Auffassung, wonach die deutsche 
Orchesterlandschaft ein kulturelles Erbe fürstlicher Kleinstaaterei des 18. 
Jahrhunderts und stolzen bürgerlichen Mäzenatentums des 19. Jahrhunderts 
sei, wird im Folgenden zu zeigen sein, dass deren gegenwärtige Topographie 
einschließlich der angesprochenen Segmentierung erst im Laufe des 20. 
Jahrhunderts ihre eigentliche Gestalt annahm.

Zum anderen muss eine umfassende Darstellung der deutschen Orchesterland-
schaft in ihrer historischen Vielschichtigkeit den Blick über das „Kulturorchester“ 
und die sogenannte klassische Musik hinaus weiten und auch Orchester und 
Ensembles in den Blick nehmen, die einer derartigen ästhetischen Engführung 
noch nicht bzw. nicht mehr unterlagen. Die Grenzen zu populärkulturellen 
ebenso wie zu avantgardistischen Settings des Musikmachens blieben stets 
ein Stück weit porös. Erst in dieser Gesamtschau erhält die Segmentierung der 
deutschen Orchesterlandschaft eine historische Textur, die bis heute wirksam 
ist, und deren tieferes Verständnis womöglich neue Perspektiven eröffnet. 

Schließlich soll vorab ein möglicherweise aufkommendes Missverständnis 
ausgeräumt und insoweit auch klar kulturpolitisch Position bezogen werden: 
Diese Studie eignet sich nicht als Munition für all jene neoliberalen Anhänger 
der „unsichtbaren Hand“, die einem Rückzug des Staates aus dem Musikleben 
das Wort reden, den Abbau öffentlicher Subventionen für Orchester beklatschen 
und auf den Einfallsreichtum einer „kreativen Klasse“ vertrauen, welcher sich 
nicht zuletzt an deren Qualität im Fundraising äußern würde. Wenn diese Studie 
eine Einsicht bereithält, dann die, dass eine qualitativ hochwertige, vielfältige 
und abwechslungsreiche Musikkultur, wie sie durch die deutsche Orchester-
landschaft gewährleistet wird, auf Dauer nicht ohne staatliche Unterstützung 
gedeihen kann. Nicht die Frage, ob öffentliche Musikförderung in Deutschland 
sinnvoll ist, steht hier im Zentrum. Kernanliegen ist vielmehr aufzuzeigen, 
wie sie sich, auch im internationalen Vergleich, historisch entwickelt hat, um 
ein differenziertes Gesamtbild bereitzustellen, auf dessen Grundlage Ideen 
für eine dynamischere, kräftigere, innovativere, vielleicht auch gerechtere 
Orchesterlandschaft entwickelt werden können.

Die deutsche Orchesterlandschaft
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Die vorliegende Studie beruht auf langjährigen Forschungen zur Geschichte 
des Musikerberufs; das daraus hervorgegangene Buch mit dem Titel „Kunst, 
Spiel, Arbeit. Musikerleben in Deutschland, 1850 bis 1960”, ist soeben in den 
Kritischen Studien zur Geschichtswissenschaft beim Verlag Vandenhoeck & 
Ruprecht erschienen.4 Die Studie baut darauf auf, geht jeodch zeitlich und 
inhaltlich darüber hinaus. Sie stützt sich auf Materialien des Allgemeinen 
Deutschen Musikerverbands, des Reichsverbands Deutscher Orchester und 
Orchestermusiker und der Deutschen Orchestervereinigung sowie auf Re-
cherchen in zwei Archiven. Einschlägige geschichtswissenschaftliche und 
musikwissenschaftliche Literatur ist ebenso konsultiert worden wie kultur-
politisches Schrifttum. Allgemein ist allerdings zu konstatieren, dass sich 
das wissenschaftliche Interesse an der politischen Ökonomie der deutschen 
Orchesterlandschaft samt ihrer Geschichte bislang in engen Grenzen hielt. Eine 
Studie dieses Umfangs kann vor diesem Hintergrund nur einen Überblick über 
wesentliche Entwicklungslinien geben. Mit ihr sei daher explizit der Aufruf an 
die genannten wissenschaftlichen Disziplinen ebenso wie an kulturpolitische 
Förderinstitutionen verbunden, der Wirtschafts- und Sozialgeschichte des 
Musiklebens in Deutschland in Zukunft größere Aufmerksamkeit zu schenken. 

4  Vgl. Martin Rempe, Kunst, Spiel, Arbeit. Musikerleben in Deutschland, 1850 bis 1960, Göttingen 2019.
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2

STAATLICHER 
ZUGRIFF:  
ORCHESTER- 
FINANZIERUNG  
SEIT DEM  
KAISERREICH



2

Der Begriff „Orchester“ ist unscharf und findet in ganz unterschiedlichen Musik-
kulturen Anwendung. Im allgemeinsten Sinne bezeichnet er eine größere Gruppe 
von Musiker*innen, die gemeinsam musizieren. Orchester des europäischen 
bzw. westlichen Traditionszusammenhangs werden funktional ausdifferenziert 
in Theater- und Konzertorchester sowie in Rundfunk- und Studioorchester. Mit 
Blick auf die Besetzung ist von Kammer- und Sinfonieorchestern sowie von 
Streich- und Blasorchestern die Rede. Musikalisch unterscheidet sich das 
Sinfonieorchester vom Salonorchester und Café-Orchester.5 

Als Synonyme für Orchester sind bis heute „Kapelle“ und seit einigen Jahr-
zehnten auch „Ensemble“ geläufig. Kapelle bürgerte sich im 16. Jahrhundert 
aus dem Italienischen ein, in dem es als Bezeichnung für eine Musikergesell-
schaft verwendet worden war.6 Die Kapelle wurde in Deutschland in den großen 
Staatskapellen ebenso tradiert wie in der Militärkapelle und dem Kapellmeis-
ter. „Ensemble“ hingegen gelangte im 18. Jahrhundert aus Frankreich in den 
deutschen Wortschatz und setzte sich ausgehend vom Theater gegen Ende 
des 19. Jahrhunderts auch im Musikleben als Gruppenbegriff für Produzenten 
einer Aufführung durch. Wie noch zu zeigen sein wird, bildete die sogenannte 
Ensemblemusik ab etwa 1900 ein breites Betätigungsfeld für Musiker*innen 
jenseits der großen Sinfonieorchester, auf dem verschiedene Besetzungen 
Platz fanden. Sie spielten in der Regel zur Unterhaltung in Cafés, Restaurants 
und Kinos, wobei der Anspruch stark variierte und das Repertoire tief in die 
Gefilde „ernster“ Musik hinein reichte. Nach 1933 fiel das „Ensemble“ dann 
der Sprachpolitik des nationalsozialistischen Regimes zum Opfer und erlebte 
im Sprachgebrauch des deutschen Musiklebens erst seit den 1970er Jahren 
eine Renaissance unter ästhetisch gänzlich neuen Vorzeichen der Neuen und 
Alten Musik.7 

5  Vgl. John Spitzer u. Neal Zaslaw, Art. “Orchestra”, in: The New Grove Dictionary of Music and Musicians 
Bd. 18, hg. von Stanley Sadie, Oxford 2001, S. 530–548, hier S. 548.

6  Vgl. Art. „Kapelle“, in: Wolfgang Pfeifer et al., Etymologisches Wörterbuch des Deutschen (1993), 
digitalisierte und von Wolfgang Pfeifer überarbeitete Version im Digitalen Wörterbuch der deutschen 
Sprache, URL: https://bit.ly/31zzd1K. 

7  Vgl. zum Nationalsozialismus Herrock, Unterhaltungsmusik, in: Die Unterhaltungsmusik Nr. 2650, 
1.10.1936, S. 1239–41. 

2. Orchesterfinanzierung seit dem Kaiserreich
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Eine Erörterung der deutschen Orchesterfinanzierung seit dem Kaiserreich 
muss diese sprachliche Vielfalt berücksichtigen, nicht zuletzt, um sämtliche 
Organisationsformen kollektiver Musikausübung in den Blick zu bekommen. 
In diesem Zusammenhang lohnt bereits an dieser Stelle ein vergleichender 
Blick auf die Orchesterlandschaft der USA. Der Musikwissenschaftler Mark 
Clague hat in einer Studie zur Chicagoer Orchesterlandschaft im 19. Jahrhun-
dert verschiedene Organisationsmodelle identifiziert, die nach Führungstyp, 
Status der Musiker*innen, Finanzierung und Eigentümerschaft variierten. 
Für den deutschen Zusammenhang sind dabei drei Typen relevant: das ko-
operative Orchester, zeitgenössisch im deutschen Zusammenhang auch 
als „Teilungsorchester“ geläufig, in dem Berufsmusiker*innen sowohl die 
organisatorische Leitung innehaben als auch Eigentümer sind und für die 
Finanzierung selbst sorgen; das unternehmerische Orchester, in dem ein 
Unternehmer Eigentümer und Leiter zugleich ist, für die Finanzierung sorgt 
und Musiker*innen abhängig beschäftigt; schließlich der Konzertverein, in 
dem sich Musikliebhaber zusammentun und aus Mitgliedsbeiträgen und 
Kartenverkauf Orchestermusiker*innen beschäftigen.8 Relevant sind diese 
drei Typen deshalb, weil sie zusammen mit dem Typus des aristokratischen 
Hoforchesters nicht nur die Saat für die Entwicklung der hochsubventionier-
ten deutschen Orchesterlandschaft im Laufe des 20. Jahrhunderts bildeten, 
sondern auch Grundlage für moderne Organisationsformen von Ensembles 
in der sogenannten Freien Szene wurden. Ausgehend von dieser Typologie 
entsteht ein erweitertes Narrativ, das nicht allein bei einem fürstlichen 
Mäzenatentum und einem musikaffinen Bürgertum ansetzt, sondern der 
gesellschaftlichen, organisatorischen und musikalischen Pluralität der 
Orchesterlandschaft stärker Rechnung trägt. 

Während des Kaiserreichs dominierten rein zahlenmäßig noch Konzertverein, 
Teilungsorchester und unternehmerisches Orchester oder auch „Musik-
geschäft“, wie es zeitgenössisch mitunter genannt wurde. Neben den 23 
Hofkapellen diverser König-, Fürsten- und Herzogtümer stieg die Zahl der 
vollständig in kommunaler Trägerschaft geführten Orchester zwischen 1871 
und 1914 von drei auf gerade einmal 22 an. Sofern es sich nicht um genuine 
Neugründungen handelte, gingen diese Klangkörper aus einem der drei ge-
nannten Typen hervor. Um nur je ein Beispiel aus der Zeit zu nennen: Die Düs-
seldorfer Symphoniker gingen bereits 1864 als eines der ersten Städtischen 
Orchester aus einer bürgerlichen Musikvereinigung hervor. Das Städtische 

8  Vgl. Mark Clague, Building the American Symphony Orchestra, in: John Spitzer (Hg.), American 
Orchestras in the Nineteenth Century, Chicago/New York 2012, S. 24–52, hier S. 26–29.

Die deutsche Orchesterlandschaft
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Orchester Bonn wurde 1907 aus der Kreuznacher Kurkapelle gebildet, die 
bis dahin Privatunternehmung des Kapellmeisters Heinrich Sauer gewesen 
war.9 Und das wohl mit Abstand bekannteste Teilungsorchester, die Berliner 
Philharmoniker, gründeten sich 1882 ganz bewusst als solches in Reaktion 
auf den halsabschneiderischen Kapellmeister und Orchesterunternehmer 
Benjamin Bilse. Nachdem erste Pläne zur Übernahme in öffentliche Träger-
schaft dem Ausbruch der Weltwirtschaftskrise zum Opfer gefallen waren, 
erfolgte deren Verstaatlichung zum Reichsorchester wenige Monate nach 
der „Machtergreifung“ der Nationalsozialisten im November 1933.10 

Genaue Statistiken zur Anzahl der Orchester in privater Trägerschaft um 1900 
gibt es nicht, jedenfalls sind sie nicht vollständig. Freilich ist hier wichtig, was 
gezählt wird. Lehrlingskapellen, die nichts anderes als Tanzmusik darboten, 
sollten wohl nicht berücksichtigt werden. Umgekehrt wäre es jedoch ebenso 
irreführend, nur Klangkörper einzubeziehen, die ausschließlich Musik in hoch-
kulturellen Settings aufführten, denn von ihnen gab es um 1900 noch relativ 
wenige; selbst die Berliner Philharmoniker gehörten noch nicht dazu. Zwei 
Indizien müssen hier genügen: Eine Umfrage des Allgemeinen Deutschen 
Musikerverbands, der einzigen Interessenvertretung von Berufsmusikern jener 
Zeit, konnte sich um 1900 auf insgesamt 250 Orchesterkontrakte stützen, und 
die Orchester-Statistik desselben Verbands von 1907 umfasste Informationen 
zu etwas mehr als 200 Klangkörpern.11 Bedenkt man schließlich, dass viele 
der fast 600 Militärmusikkapellen, die bis 1914 gebildet worden waren, auch 
Streicher rekrutierten und damit sinfonisches Repertoire ebenso wie Opern 
aufführen konnten, so zeigt sich die vollkommen anders angeordnete deutsche 
Orchesterlandschaft zu Beginn des 20. Jahrhunderts in ihrer ganzen Blüte.12 

9  Vgl. Stephan Schulmeistrat, Die Orchesterlandschaft in Deutschland – ein „Weltkulturerbe“?, in: Arnold 
Jacobshagen u. Frieder Reininghaus (Hg.), Musik und Kulturbetrieb. Medien, Märkte, Institutionen, Laaber 
2006, S. 253–264, hier S. 254–259.

10  Vgl. Misha Aster, „Das Reichsorchester“: Die Berliner Philharmoniker und der Nationalsozialismus, 
München 2007, S. 37–47. 

11  Vgl. Paul Ertel, Zur Revision der Musiker-Verträge, in: Deutsche Musiker-Zeitung (DMZ) Nr. 32, 
10.8.1901, S. 459–461; Allgemeiner Deutscher Musiker-Verband (Hg.), Orchester-Statistik. Ein Nach-
schlagebuch zur Information über Gagen, dienstliche und örtliche Verhältnisse, Berlin 1907. 

12  Vgl. Reinhold Müller u. Manfred Lachmann, Spielmann – Trompeter – Hoboist. Aus der Geschichte  
der deutschen Militärmusiker, Berlin 1988, hier S. 34; allgemein auch Josef Eckhardt, Zivil- und Militär-
musiker im Wilhelminischen Reich. Ein Beitrag zur Sozialgeschichte des Musikers in Deutschland,  
Regensburg 1978. 
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Der staatliche Zugriff auf Orchester verstärkte sich erst im Laufe der 1920er 
Jahre, und er machte die übrigen Formen der Orchesterorganisation und 
-finanzierung keineswegs obsolet. Die Gründe für ein stärkeres kulturelles 
Engagement des Staates im Musikleben waren vielfältig: Erstens übernahmen 
die Länder von zwei Ausnahmen abgesehen13 die ehemaligen Hofkapellen, 
denen die aristokratischen Träger mit dem Übergang zur Weimarer Republik 
abhandengekommen waren. Zweitens änderte sich mit dem Übergang zur 
Demokratie auch das Verständnis über die Aufgaben staatlicher Kultur-
politik. Musikreformer wie Paul Bekker und Leo Kestenberg traten dafür ein, 
die Hochkultur zu demokratisieren und wollten die Gesellschaft durch eine 
breitere kulturelle, insbesondere auch musikalische Erziehung und Bildung er-
neuern.14 Drittens wirkte der an der Heimatfront im Ersten Weltkrieg dominant 
gewordene Diskurs über die vermeintlich einzigartige Tiefe, Ernsthaftigkeit 
und Innerlichkeit ‚deutscher‘ Musik in der Republikzeit unvermindert fort. 
Diese Musikkultur zu erhalten und zu pflegen, bildete im Moment der Nieder-
lage einen parteiübergreifenden Konsens, den kaum jemand in Frage stellen 
wollte.15 Viertens schließlich setzte auf kommunaler Ebene eine Art kultur-
politischer Wettbewerb ein, von dem nicht zuletzt Orchester und Ensembles 
profitierten. Im Ergebnis befanden sich 1920 einschließlich der ehemaligen 
Hoforchester 47 Orchester in öffentlicher Trägerschaft, 1929 waren es bereits 
96 und damit mehr als doppelt so viele.16 

Auch wenn es sich in der Regel um Übernahmen vormals privater oder 
teilsubventionierter Orchester handelte, verschwanden freie Ensembles 
keineswegs von der Bildfläche. 1927 existierten in der sogenannten Gruppe 
III des Deutschen Musikerverbands, in der „freistehende Musiker“ zusammen-
gefasst wurden, weit über 100 Orchester unterschiedlichster Provenienz, vom 
Städtischen Orchester Altenburg über das Sinfonieorchester Bremen und 

13  Zum Opfer fielen die Hofkapelle Neustrelitz (nicht aber das Theater) und die Hofkapelle Bückeburg, vgl. 
Richard Thielecke, Die soziale Lage der Berufsmusiker in Deutschland und die Entstehung, Entwicklung 
und Bedeutung ihrer Organisationen, Frankfurt am Main 1921, S. 294. 

14  Vgl. Stephanie Kleiner, Neuer Mensch durch Neue Musik? Die Oper als Raum sozialer und politischer 
Bindungskunst in der Weimarer Republik, in: Sven Oliver Müller u.a. (Hg.), Kommunikation im Musik-
leben. Harmonien und Dissonanzen im 20. Jahrhundert, Göttingen 2015, S. 88–116.

15  Vgl. Rempe, Musikerleben, S. 199f.; zur Innerlichkeit zuletzt auch Nicholas Attfield, Challenging the Mo-
dern: Conservative Revolution in German Music 1918–33, Oxford 2017.

16  Vgl. Thomas Höpel, Städtische Kulturpolitik in Deutschland und Frankreich 1918–1940, in: Historische 
Zeitschrift 284. 2007, S. 623–658, hier S. 636–38; Zahlen nach Thielecke, Soziale Lage, S. 304f. und 
Statistik über Gehalts- und Anstellungsverhältnisse der Orchester Ia und Ib, hg. vom Deutschen Musiker- 
Verband, Berlin 1929.
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das Salonorchester Dahlen bis zur Bergkapelle Halle und dem Städtischen 
Kurorchester Cuxhaven; am häufigsten lautete die Selbstbezeichnung in 
dieser Gruppe „Stadtorchester“ oder „Städtisches Orchester“. Hinzu kamen 
diejenigen Ensembles, die in Theatern, Cafés und Stummfilmkinos mehr oder 
weniger fest, jedenfalls aber von privaten Unternehmern angestellt wurden.17

Der Ausbruch der Weltwirtschaftskrise 1929/30 bereitete nicht nur dem 
Prozess der Kommunalisierung ein jähes Ende, sondern führte im Zuge des 
sogenannten Abbaufiebers auch zu zahlreichen Orchesterauflösungen sowohl 
im öffentlichen Bereich als auch im privaten Sektor.18 Detaillierte Statistiken 
zum Orchesterabbau gibt es nicht, doch die allgemeine Berufsstatistik spiegelt 
den Trend gut wider: Insgesamt wurden im Juni 1933 knapp 30.000 der etwas 
mehr als 66.000 abhängig beschäftigten Musiker*innen als arbeitslos geführt, 
das entsprach einer Arbeitslosenquote von 44 Prozent. Sie lag damit fast 15 
Prozent höher als die durchschnittliche Quote zu jener Zeit.19  

Das nationalsozialistische Regime führte grundsätzlich die Kommunalisierung 
der Kulturpolitik fort, nicht zuletzt, um organisatorische und ästhetische Kon-
trolle über das Kulturleben zu erlangen.20 Allerdings unternahm es eine ganze 
Weile lang relativ wenig, um der fundamentalen Orchesterkrise konstruktiv zu 
begegnen, die die katastrophale Wirtschaftslage um 1930 nach sich gezogen 
hatte. Konkrete Maßnahmen beschränkten sich auf die Wettbewerbsentzerrung 
des musikalischen Arbeitsmarkts, und eine ragte dabei heraus: Private Neu-
gründungen von Orchestern wurden untersagt, und bestehende Privatorchester 
mussten sich auflösen, sofern sie nicht ausschließlich aus Berufsmusikern 
bestanden und seit Januar 1934 Mitglied der Reichsmusikkammer (RMK) 
waren.21 Es gibt leider keine Erhebungen, wie sich dieses Dekret unmittelbar 
auf die Orchesterlandschaft auswirkte; dass die Organisationsformen des 
unternehmerischen und des Teilungsorchesters dadurch mittelfristig aufs 
Abstellgleis geführt wurden, dürfte allerdings außer Frage stehen. 

17  Musikerkalender, hg. vom Deutschen Musikerverband, Berlin 1928, S. 114-118.

18  Vgl. Aufbau im Abbau, in: DMZ Nr. 17, 26.4.1930, S. 345; Rempe, Musikerleben, S. 237–242.

19  Vgl. Die Erwerbstätigkeit der Reichsbevölkerung (=Statistik des Deutschen Reichs, N.F. Bd. 453), hg.  
vom Statistischen Reichsamt, Berlin 1936, S. 193. 

20  Vgl. Thomas Höpel, Kulturpolitik in Europa im 20. Jahrhundert. Metropolen als Akteure und Orte der  
Innovation, Göttingen 2017, S. 107–124.

21  Vgl. Anordnung des Präsidenten der Reichsmusikkammer, in: Amtliche Mitteilungen der RMK Nr. 21, 
20.6.1934, S. 71. 
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Mit Blick auf eine gestaltende Musikpolitik dauerte es bis Mai 1938, ehe die 
Tarifordnung Kulturorchester (TOK) erlassen wurde. Die TOK bildete das 
Herzstück der Neuordnung der deutschen Orchesterlandschaft, auch wenn 
sie erst in der frühen Bundesrepublik so zur Geltung kommen sollte, wie ihre 
Architekten es intendiert hatten. Auf die arbeitsrechtlichen und sozialpoliti-
schen Dimensionen der TOK ist weiter unten einzugehen. Die neue Ordnung 
tangierte die Orchesterorganisation und -finanzierung insoweit, als sie kleinere 
Städte, die bislang ihre Orchester lediglich teilsubventioniert hatten, vor die 
Entscheidung stellte, sich ein „Kulturorchester“ leisten zu wollen oder nicht. 
Denn „Kulturorchester“ waren nach Definition der Tarifordnung nur „Orches-
terunternehmen, die regelmäßig Operndienst versehen oder Konzerte ernst 
zu wertender Musik spielen.“ 22 Orchester, die auch Operette spielten, fielen 
schon nicht mehr in den Geltungsbereich. Die Bitten vieler kleinerer und 
mittlerer Gemeinden, auf eine Einstufung verzichten zu dürfen, rührten nicht 
nur aus kommunaler Finanznot, sondern hatten auch damit zu tun, dass die 
jeweiligen Kapellen bislang programmatisch breiter aufgestellt waren, als es 
die neue Kulturorchesterdefinition erlaubte. In der Tendenz gefährdete die 
neue Tarifordnung so bestehende Mischformen der Orchesterfinanzierung 
und führte gemeinsam mit dem Verbot privater Neugründungen mittelfristig 
dazu, dass dieses Modell an Bedeutung verlor.23

Ungeachtet dieser Tendenz entschieden sich unter diesen Voraussetzungen 
in der Tat einige Städte dagegen, ihre teilsubventionierten Städtischen Or-
chester der neuen Tarifordnung zu unterstellen. Damit relativiert sich nicht so 
sehr der intendierte oder propagierte, aber der tatsächliche kulturpolitische 
Anteil des NS-Regimes am Prozess der Ausweitung öffentlicher Förderung. 
Die 183 „festangestellten Orchester“, die die Statistik des NS-Staats für 1940 
ausweist, schließen erstens einige anerkannte Orchester privat geführter 
Operetten- und Revuetheater in den großen Städten ein, zweitens zahlreiche 
Orchester, die infolge der Gebietserweiterungen hinzugekommen waren 
(Österreich, Tschechoslowakei, Polen) und drittens auch solche Orchester wie 

22  Vgl. Tarifordnung für die deutschen Kulturorchester, in: Reichsarbeitsblatt VI Nr. 14, 1938, S. 597-600, 
hier S. 597. 

23  Noch Mitte der 30er Jahre wurde der Orchestermusiker der Kleinstadt als flexibler Alleskönner gefeiert, 
der zum Tanz auf der Kirchweih genauso spielen könne wie im Sinfoniekonzert, vgl. Günther Köhler, Der 
Orchestermusiker im Kulturleben der Kleinstadt, in: Die Musikwoche Nr. 7, 15.2.1936, S. 2f.; zu den Bitten 
vgl. Alan E. Steinweis, Art, Ideology & Economics in Nazi Germany: The Reich Chambers of Music, Theater, 
and the Visual Arts, Chapel Hill/London 1993, S. 81f.
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das Konstanzer Stadtorchester, die weiterhin private Unternehmen blieben und 
(noch) keine reinen „Kulturorchester“ im oben beschriebenen Sinne waren.24 
 
Die TOK wirkt bekanntlich bis heute unter verändertem Namen als ein 
Fundament der deutschen Orchesterlandschaft fort. Damit lebt auch das 
weltweit einzigartige Konzept des „Kulturorchesters“ weiter, das im Übrigen 
keineswegs die Nationalsozialisten erfunden hatten, sondern aus der Zeit der 
Weimarer Republik stammt und als – freilich normativ stark aufgeladene – 
Bezeichnung für Klangkörper in Umlauf kam, welche von der öffentlichen 
Hand finanziert wurden.25

In den 1950er Jahren sorgte die frisch gegründete Deutsche Orchesterver-
einigung (DOV) dafür, dass das Ansinnen der Verordnung einer institutionellen 
Trennung zwischen „ernst zu wertender Musik“ und anderen Musikformen voll-
ständig umgesetzt wurde. Die „Freiburger Tarifvertrag“ genannte Neufassung 
der TOK grenzte die Dienstverpflichtung der Orchester auf Veranstaltungen 
des öffentlichen Dienstherren sowie auf Anlässe ein, die der „kulturellen Reprä-
sentation“ desselben dienten.26 Dies wirkte flexiblen Formen der öffentlichen 
Orchesterfinanzierung genauso entgegen wie einer freieren künstlerischen 
Programmatik. 

Die weitgehende Eingrenzung der deutschen Orchesterlandschaft auf Klang-
körper der hochkulturellen Musik, die von der öffentlichen Hand vollsubven-
tioniert wurden, hatte freilich noch andere Gründe. Zum einen verringerte die 
allgemeine Musikentwicklung im populärmusikalischen Feld an sich die musi-
kalische Flexibilität von Klangkörpern. Bereits seit den 1920er Jahren kamen 
Instrumente wie Schlagzeug, Saxophon und Gitarre verstärkt in Gebrauch, 
die im Orchester nur selten gefragt waren.27 Umgekehrt ließ sich mit einem 
Streicherapparat immer weniger reüssieren in diesem Feld. Das ästhetisch 

24  Vgl. Statistische Gesamtübersicht, in: Mitteilungen der Fachschaft Orchester in der Reichsmusik-
kammer für Orchestermusiker und Kapellmeister Nr. 5, 1.3.1941; Statistische Übersicht der deutschen 
Orchester, in: ebd. Nr. 1, 1.1.1941, S. 2–13; Robert Heinze, Vom Theaterorchester zum internationalen 
Klangkörper. Zum 75-jährigen Jubiläum der Südwestdeutschen Philharmonie, Konstanz 2007, S. 28f.

25  Vgl. Rempe, Musikerleben, S. 251f.; dagegen Lutz Felbick, Das „hohe Kulturgut deutscher Musik“  
und das „Entartete“ – über die Problematik des Kulturorchester-Begriffs, in: Zeitschrift für Kultur-
management 2. 2015, S. 85–115.

26  Hermann Voss, Tarifgestaltung und Kulturpolitik, in: Das Orchester 5. 1957, S. 34f. 

27  Vgl. Peter Wicke, Zwischen musikalischer Dienstleistung und künstlerischem Anspruch. Der Musiker in 
den populären Musikformen, in: de la Motte-Haber, Helga u. Hans Neuhoff (Hg.), Musiksoziologie, Laaber 
2007, S. 222–243.
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flexible Teilungsorchester bzw. die private Orchesterunternehmung wurde so 
spätestens nach 1945 ein Auslaufmodell. Zum anderen ging angesichts des 
Siegeszuges von Rundfunk, Langspielplatte und Fernsehen der gesellschaft-
liche Bedarf nach Live-Musik weiter zurück. Dies schlug sich auch in der Be-
rufsstatistik unmittelbar nieder: zwischen 1950 und 1961 ging die Anzahl der 
Musiker*innen im Haupt-und Nebenberuf in der Bundesrepublik von 31.000 
um fast 30 Prozent auf knapp 22.000 zurück.28

Am wenigsten von diesem Schwund waren freilich die Kulturorchester betrof-
fen. Sie konnten ihren Bestand von etwas mehr als 90 Orchestern mit leichten 
Schwankungen bis zur Wiedervereinigung 1990 halten. Dasselbe galt für die 
Orchester der DDR, deren Anzahl sich nach einem anfänglichen Schrumpfungs-
prozess bei 75 Orchestern stabilisierte; die DDR sicherte sich damit den Titel 
des Landes mit der weltweit höchsten Orchesterdichte pro Kopf.29

Orchester als freie Ensembles erfolgreich zu organisieren, war unter diesen 
Umständen nahezu unmöglich. Dies hatte auch damit zu tun, dass die Berufs-
organisation der freistehenden Musiker*innen nach der Abspaltung der DOV 
in die Hände korrupter und unfähiger Musikfunktionäre gelangte und sich 
so selbst ins Abseits stellte, wie gleich noch genauer zu zeigen sein wird. 
Allerdings fehlte es genauso an neuen kulturpolitischen Visionen für eine 
Unterstützung der Freien Musikszene, die so in den 1950er und 60er Jahren 
ein absolutes Schattendasein fristete. 

Erste konzeptionelle Denkanstöße setzten zu Beginn der 1970er Jahre ein. Man 
muss diese Initiativen durchaus vor dem Hintergrund des gesellschaftspoliti-
schen Aufbruchs in der Bundesrepublik betrachten, den die Studentenproteste 
um 1968 und der Übergang zu einer sozialliberalen Koalition ein Jahr später 
bedeuteten. Den Stein ins Rollen brachte der Bochumer Musikkritiker Heinz 
Josef Herbort im Frühjahr 1969 mit einem ebenso vielbeachteten wie umstrit-
tenen Essay in der Wochenzeitung Die Zeit. Unter dem Titel „Kein Geld mehr für 
Brahms“ verurteilte er den hochsubventionierten Klassikbetrieb und kritisierte 
DOV und Deutschen Musikrat gleichermaßen für deren rückwärtsgewandte 

28  Vgl. Die berufliche und soziale Gliederung der Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland nach der 
Zählung vom 13.9.1950 I, H. 2: Die Erwerbspersonen in der beruflichen Gliederung nach Alter und Familien-
stand (=Statistik der Bundesrepublik Deutschland Bd. 36), hg. vom Statistischen Bundesamt Wiesbaden, 
Stuttgart/Köln 1953, S. 204f. Volks- und Berufszählung vom 6. Juni 1961, H. 13: Erwerbspersonen in beruf-
licher Gliederung, hg. vom Statistischen Bundesamt Wiesbaden, Stuttgart/Mainz 1968, S. 248f. 

29  Zahlen nach Jutta Allmendinger u.a., Life and Work in Symphony Orchestras, in: The Musical Quarterly 80. 
1996, S. 194–219, hier S. 196f.; Fred K. Prieberg, Musik im anderen Deutschland, Köln 1968, S. 321–325; 338f. 
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Programmatik. „Das typische deutsche ‚Städtische Orchester‘ ist reformbe-
dürftig, eine große Zahl von ihnen ist zu liquidieren und in andere Funktionen 
zu transformieren“, lautete Herborts radikaler Reformvorschlag. Statt über-
all weiter Kulturorchester zu fördern, sollten Fördergelder lieber zahlreichen 
kleineren Ensembles zugutekommen, die weitaus flexibler Programme der 
Alten, der Neuen und der sinfonischen Musik gestalten könnten.30 

Herborts Polemik gegen die gewachsene Orchesterlandschaft blieb nicht ohne 
Folgen. Wenige Jahre später griff der frisch ins Amt gewählte Präsident des 
Deutschen Musikrates, Siegfried Borris, auf der Deutschen Orchesterkonferenz 
einige von Herborts Ideen auf. Insbesondere schloss er sich der Forderung 
nach einer Flexibilisierung an: „Das Orchester der Zukunft“, so Borris auf der 
Tagung, solle zum „Inbegriff variabler Instrumenten-Ensembles“ werden. 
Ganz explizit verknüpfte er seine Reformvorstellungen dabei mit einer fort-
schreitenden Demokratisierung der Kunst und einer stärkeren Verankerung 
der Orchester in der Gesellschaft.31 Borris verwahrte sich jedoch gegen eine 
institutionelle Auflösung, wie sie Herbort im Sinn gehabt hatte. Strukturell 
änderte sich in der Folge tatsächlich kaum etwas im Feld der Kulturorchester.32 

Angeregt durch diese lebhaften Reformdebatten genauso wie durch inter-
nationale Vorbilder bildete sich ab den 1970er Jahren jedoch nach und nach 
eine Freie Musikszene von Orchestern und Ensembles in der Bundesrepublik 
heraus, welche sich in erster Linie der Alten und/oder der Neuen Musik be-
sonders verpflichtet fühlten. Internationale Vorbilder gaben das niederländi-
sche Asko Ensemble (1965), die London Sinfonietta (1968) und insbesondere 
das Ensemble InterContemporain von Pierre Boulez ab, das 1976 als festes 
Ensemble am Pariser Centre Pompidou angesiedelt wurde und bis heute als 
weltweit einziges Ensemble für zeitgenössische Musik gilt, das Musiker*innen 
eine Anstellung auf Lebenszeit bietet.33

30  Heinz Josef Herbort, Kein Geld mehr für Brahms!, in: Die Zeit Nr. 11, 14.3.1969, URL: https://bit.ly/2MZTE40. 

31  Siegfried Borris, Orchester in der kulturpolitischen Planung, in: Das Orchester 20. 1972, S. 634 –638,  
Zitat S. 634.

32  Das ausgearbeitete Reformprogramm scheiterte letztlich an einer mangelnden Finanzierung, vgl. Günther 
Engelmann, Berufspolitische Initiativen für die Musikberufe, in: Herbert Sass u. Andreas Eckhardt (Hg.), 
40 Jahre Deutscher Musikrat. Auftrag und Verwirklichung, Regensburg 1993, S. 162–178, hier S. 163f.

33  Reinhard Flender, Einleitung: Innovationsträger Ensembles für Neue Musik, in: ders. (Hg.), Freie Ensem-
bles für Neue Musik in Deutschland. Eine Studie des Instituts für kulturelle Innovationsforschung an 
der Hochschule für Musik und Theater Hamburg, Mainz u.a. 2007, S. 13–24, hier S. 20f.
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Dass die etablierten Institutionen diese Entwicklung mit Argwohn begleiteten, 
lässt sich am besten am Entstehungszusammenhang des Ensemble Modern 
ablesen. Das Ensemble, das Studierende 1980 aus der Jungen Deutschen Phil-
harmonie heraus gegründet hatten und das zunächst nur von der Gesellschaft 
für die Verwertung von Leistungsschutzrechten (GVL) als Fortbildungsmaß-
nahme unterstützt wurde, traf auf regelrechten Widerstand. Der Deutsche 
Musikrat lehnte einen Unterstützungsantrag ab, und auch die Idee, das Orches-
ter durch die frisch ins Leben gerufene GEMA-Stiftung zu fördern, wurde von 
Verantwortungsträgern der öffentlichen Kulturpolitik nicht goutiert. Bis heute 
muss das Ensemble Modern 75 Prozent seines Budgets selbst einspielen.34

Ungeachtet solcher Hindernisse haben sich seit Ende der 1970er Jahre immer 
mehr freie Ensembles gegründet, die sich oftmals als Gesellschaft bürger-
lichen Rechts selbst verwalten, basisdemokratisch organisiert sind und das 
finanzielle Risiko letztlich selbst tragen. Dabei werden sie in unterschiedlichem 
Ausmaß von der öffentlichen Hand teilsubventioniert. Um nur ein paar wenige zu 
nennen, gehören zu diesen Orchestern etwa Die Bremer Kammerphilharmonie, 
das Ensemble Musikfabrik in Köln, das Ensemble Resonanz in Hamburg, das 
Freiburger Barockorchester und das Mahler Chamber Orchestra. Ungeachtet 
ihrer grundsätzlich kooperativ geprägten Organisationsgrundlage als „Tei-
lungsorchester“ bezeichnen sie sich selbst heutzutage als unternehmerische 
Orchester und spiegeln damit ein Stück weit auch den Bedeutungswandel 
des „Unternehmerischen“ im Laufe der letzten 40 Jahre wider.35 Kooperative 
Modelle der Orchesterorganisation und -finanzierung haben sich demnach 
neben der vollständigen Verwaltung von „Kulturorchestern“ in öffentlicher 
Trägerschaft etabliert. Die gemeinsamen Wurzeln dieser modernen Formen 
reichen ins 19. Jahrhundert zurück, und auch die vielfältigen privat-öffentlichen 
Partnerschaften, aus denen viele Kulturorchester hervorgegangen sind, und 
die viele freie Ensembles heutzutage nach wie vor unterhalten, verweisen 
darauf, dass die vielfältige deutsche Orchesterlandschaft historisch als ein 
Gesamtensemble zu betrachten ist, in dem verschiedene, gleichwohl unmittel-
bar angrenzende Felder bestellt werden.

34  Sandra Soltau, Freie Musikszene – Perspektiven für ein innovatives Konzertwesen? Privatwirtschaft-
liche Organisation von und kulturpolitische Fördermodelle für Ensembles der Alten und Neuen Musik, 
Frankfurt am Main u.a. 2009 ,S. 55f.; Flender, Einleitung, S. 21. 

35  Vgl. Ulrich Bröckling, Das unternehmerische Selbst. Soziologie einer Subjektivierungsform, Frankfurt 
am Main 2007.
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3

Dieses Gesamtensemble wird in der Regel nicht gesehen. Stattdessen wird der 
Antagonismus zwischen Freier Szene und der vollsubventionierten Orchester-
kultur betont, was wesentlich mit der historischen Entwicklung der beruflichen 
Interessenorganisation zu tun hat. 

Die erste berufliche Interessenorganisation für Musiker bildete sich 1872, ein 
Jahr nach der Gründung des Deutschen Reiches. Der Allgemeine Deutsche 
Musikerverband benötigte allerdings gut 30 Jahre, um die äußerst heterogene 
Mitgliederstruktur abzustreifen und eine schlagkräftige Lobby für ausübende 
Zivilmusiker zu werden. Widerstreitende Interessen zwischen Zivil- und Militär-
musikern auf der einen Seite und ausübenden Musikern und Musikdirektoren bzw. 
Dirigenten auf der anderen Seite hatten zuvor die Verbandsaktivitäten gelähmt.36

Nach 1900 erfuhr die Interessenorganisation unter dem Dach des Verbands 
eine erste Ausdifferenzierung: 1907 gründete sich der Deutsche Orchesterbund, 
in dem sich festangestellte Orchestermusiker sammelten; sechs Jahre später 
formierte sich auch ein Ensemblemusikerbund. Aufbauend auf diese ersten 
Untergruppierungen, stellte sich der Verband nach 1918 neu auf. Als Deutscher 
Musikerverband (DEMUV) bekannten sich die organisierten Berufsmusiker nun 
offen zum Gewerkschaftsprinzip, schlossen sich dem Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbund an und teilten den Einheitsverband in vier Gruppen ein: 
Orchester, Ensemble, Freistehende Musiker sowie eine Sammelgruppe aus 
Musiklehrern, Organisten und Chordirigenten.37 

Diese Einteilung folgte nicht bzw. nur der Tendenz nach ästhetischen Kriterien 
der sogenannten ernsten und Unterhaltungsmusik, und auch die Finanzierungs-
form war nur bedingt ausschlaggebend. Entscheidend war vielmehr die Art der 
Anstellung der Beschäftigten und die Besetzung: Während also unter Orches-
termusiker auch solche fielen, die an privat geführten Varieté- und Operetten-
theatern fest angestellt waren, galten als Ensemblemusiker jene Künstler, die 
in Kinos und Cafés spielten. Die Gruppe Freistehender vereinigte schließlich 
das große Heer an Musiker*innen, die in Teilungsorchestern spielten oder auf 
andere Art ihr Auskommen auf dem freien Markt zu erzielen versuchten.38 Die 
Sammelgruppe spielte im Verband fast keine Rolle, auch weil die Musiklehrer 
und Chordirigenten ihre je eigenen Interessenorganisationen hatten. 

36  Vgl. Eckhardt, Zivil- und Militärmusiker, S. 42–45. 

37  Vgl. Thielecke, Soziale Lage, S. 189–194, S. 223f.

38  Vgl. Musikerkalender, S. 132–137.
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Der Musikerverband beanspruchte somit vor allem die Alleinvertretung für 
ausübende Musiker*innen, ein Anspruch allerdings, der zeit seines Bestehens 
herausgefordert wurde. Im Kaiserreich war der Verband einigen sozialdemo-
kratisch orientierten Musikern nicht links genug, sodass sie den Zentralver-
band deutscher Zivilmusiker gründeten, der sich offen zur Sozialdemokratie 
bekannte. In den 1920er Jahren kehrten dagegen vorwiegend konservativ bis 
rechtsradikal gesinnte, zugleich ganz überwiegend verbeamtete Orchestermu-
siker dem Musikerverband den Rücken und gründeten 1923 den Reichsverband 
deutscher Orchester und Orchestermusiker (RDO). Dieser stand ausschließlich 
Musikern offen, die in vollsubventionierten Orchestern beschäftigt waren. Beide 
Sezessionen blieben jedoch Randerscheinungen: Der Zentralverband kam nie 
über 2.000 Mitglieder gegenüber etwa 16.000 Mitgliedern des DEMUV hinaus 
und fusionierte mit diesem nach 1918. Der RDO vereinte kaum mehr als fünf 
Prozent der festangestellten Orchestermusiker hinter sich gegenüber knapp 
80 Prozent, die der Musikerverband repräsentierte.39

Freilich rumorte es auch innerhalb des Musikerverbands immer wieder 
zwischen den unterschiedlichen Teilgruppen. Insbesondere Vertreter der 
Orchestermusiker beklagten sich regelmäßig über Kollegen der anderen 
Gruppen, dass sie diese mitfinanzieren würden. Zugleich werde zu wenig in 
den Bereichen der Ensemblemusik und auf dem freien Markt dafür getan, 
das Ansehen des Berufsstands zu steigern oder wenigstens zu wahren, 
lautete ein zweiter Vorwurf. Hier deuteten sich Spannungen innerhalb der 
Berufsgruppe an, die tiefere musikästhetische Ursachen hatten und zu-
gleich das Grundverständnis der Identität als Musiker*innen und deren 
Selbstverortung in der Gesellschaft betrafen. Insgesamt gelang es jedoch 
den verantwortlichen Führungsfiguren innerhalb des Musikerverbands, die 
Gruppensolidarität aufrechtzuerhalten, auch weil die Mobilität zwischen den 
Gruppen nicht unerheblich war. Der Deutsche Musikerverband hat sich so 
bis zu seiner ersten Auflösung im Frühjahr 1933 im Zuge der nationalsozia-
listischen „Gleichschaltung“ unbestreitbare Verdienste um den sozialen und 
ökonomischen Aufstieg der Berufsgruppe insgesamt erworben. 

Die Einrichtung der nationalsozialistischen Reichsmusikkammer realisierte 
zwar eine von vielen Seiten erhobene Forderung nach einer einheitlichen be-
rufsmusikalischen Ständeorganisation. Allerdings lag es an klar divergierenden 
Interessen zwischen Komponisten, ausübenden Musikern und Musiklehrern, 

39  Vgl. Thielecke, Soziale Lage, S. 196, 251; Die Organisationszugehörigkeit der Orchestermusiker in den 
Gruppen Ia und Ib, in: DMZ Nr. 3, 17.1.1925, S. 58. 
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dass eine solche Kammer, die zwischen diesen Gruppierungen seit etwa 1900 
immer wieder diskutiert worden war, in Zeiten staatlich garantierter Vereini-
gungsfreiheit eben nicht zustande gekommen war. Vor diesem Hintergrund 
setzten sich Konflikte innerhalb der forcierten RMK unvermindert fort.40 

Wie mit der Tarifordnung Kulturorchester bereits angedeutet, bestand ein be-
sonderes Anliegen nationalsozialistischer Musikpolitik darin, die verschiedenen 
Tätigkeitsbereiche von Musikern zu ordnen, entlang künstlerischer Kriterien 
hierarchisch zu klassifizieren und sie sozial- und arbeitsrechtlich stärker von-
einander abzugrenzen. Die Reichsmusikkammer modifizierte dementsprechend 
die Einteilung des Musikerverbands etwas und rückte die ästhetische Dimension 
in den Vordergrund. So gliederte sie die „Reichsmusikerschaft“ in vier größere 
Fachschaften: a) Orchestermusiker, b) Ensemblemusiker, freistehende Instru-
mentalisten und Sänger, c) Musikerzieher sowie d) konzertierende Solisten und 
Kapellmeister.41 Besonders evident wurde diese Politik in der Umbenennung 
der Fachschaft „Ensemblemusiker“ in die Fachschaft „Unterhaltungsmusiker“, 
welche 1936 erfolgte und den Gegensatz zwischen Musiker*innen der ernsten 
und der leichten Musik noch klarer akzentuieren sollte.42 

Die Entfremdung zwischen Vertretern der ernsten und der leichten Muse schritt 
so weiter voran und prägte den Neuaufbau der Berufsorganisation in der frühen 
Bundesrepublik, woraus sich Konsequenzen ergaben, die bis heute sichtbar sind. 
Zunächst formierte sich der Deutsche Musikerverband im April 1951 neu unter 
dem Dach der Gewerkschaft Kunst des Deutschen Gewerkschaftsbundes. Eine 
zentrale Rolle beim Neuaufbau nahm der Justiziar des Verbands, Hermann Voss, 
ein. Voss hatte im Nationalsozialismus seine Karriere in der Rechtsabteilung 
der Reichsmusikkammer begonnen und es bis zum stellvertretenden Leiter 
des Reichspropagandaamtes im neu errichteten Reichsgau Danzig-Westpreu-
ßen gebracht. Innerhalb der RMK galt er außerdem als absoluter Experte des 
musikbezogenen Arbeitsrechts. In der Bundesrepublik wurde Voss dann zur 
Schlüsselfigur im Abspaltungsprozess der Orchestermusiker vom Einheitsver-
band und zum ersten Geschäftsführer der Deutschen Orchestervereinigung, die 
er mit zahlreichen Abtrünnigen 1953 ins Leben rief.43 

40  Vgl. Steinweis, Art, Ideology & Economics, S. 9–20.

41  Vgl. Heinz Ihlert, Die Reichsmusikkammer, Berlin 1935, S. 28f.; ferner gab es noch zwei Fachschaften 
für evangelische und katholische Kirchenmusiker. 

42  Herrock, Unterhaltungsmusik, in: Die Unterhaltungsmusik Nr. 2650, 1.10.1936, S. 1239–41.

43  Vgl. Rempe, Musikerleben, S. 308f.
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Der Gründung der DOV vorangegangen war Vossʼ Kündigung im Sommer 1952 
durch den Musikerverband. Der Vorwurf an den Justiziar lautete einseitige 
Parteinahme für die Gruppe der Orchestermusiker*innen und bewusst spalte-
risches Verhalten.44 Nur wenige Monate später trafen sich etwa 120 Musiker 
aus 70 verschiedenen westdeutschen Sinfonieorchestern in Düsseldorf, 
um die Abspaltung und Neugründung zu sanktionieren. Was folgte, war ein 
hartes Ringen beider Verbände um die Berufsgruppe der Orchestermusiker, 
das die DOV klar für sich entschied: Gegen Ende der 1950er Jahre stieg die 
Mitgliederzahl auf über 5.000; dies entsprach einem Organisationsgrad von 
über 90 Prozent.45 
 
Die Gründung der DOV war jedoch nicht nur auf ein Abgrenzungsbedürfnis 
seitens der festangestellten Orchestermusiker*innen zurückzuführen, das seit 
den 1920er Jahren schwach zu vernehmen war und im Nationalsozialismus neue 
Nahrung erhielt. Ebenso sehr muss das Missmanagement im neu etablierten 
Musikerverband berücksichtigt werden. Insbesondere die Führungsfiguren 
Karl Baumann und Joseph Lahaye erweckten unter Orchestermusikern den 
Eindruck, dass der DEMUV in die Hände korrupter Musikfunktionäre gelangt 
sei, die in erster Linie an der eigenen Bereicherung interessiert waren und 
nicht so sehr am Wohl der gesamten Berufsgruppe.46 

Dieser Eindruck sollte sich im Laufe der 1950er Jahre aufs Schlimmste be-
stätigen: Funktionäre des Musikerverbands wurden der Veruntreuung von 
Schallplattengeldern im siebenstelligen Bereich überführt. Ohne hier genau-
er auf diesen Skandal eingehen zu können,47 hatte er langfristig betrachtet 
gravierende Folgen für die Berufsorganisation. Er zementierte erstens die 
organisatorische Trennung zwischen festangestellten Orchestermusikern 
und allen anderen Musiker. Und er führte zweitens dazu, dass der Musiker-
verband zwischenzeitlich mehrfach vom DGB ausgestoßen wurde und auch 
nach seiner gerichtlich erstrittenen Rückkehr unter dessen Dach im Jahr 1964 
ein absolutes Schattendasein fristete. Eine wirksame Interessenvertretung 
aller freischaffenden Musiker*innen unabhängig von der Musikrichtung war 
so letztlich seit Anbeginn der Bundesrepublik zu einer Leerstelle geworden. 

44  RDO – redivivus, in: Der Musiker H. 11, 15.11.1952, S. 141f. 

45  DOV, Protokoll Versammlung, 14.10.1952, in: Archiv der Deutschen Orchestervereinigung, Ordner GEN 1; 
Organisationsangelegenheiten, in: Verbandsnachrichten der DOV Dez. 1959, S. 15. 

46  Vgl. ebd.

47  Vgl. Rempe, Musikerleben, S. 318–320.
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Sie fiel nur deshalb kaum auf, weil die staatliche Musikförderung wie gezeigt 
auf die Hochkultur fixiert blieb und die DOV es geschickt verstand, wie etwa 
im Rahmen der Durchsetzung des Leistungsschutzrechts als Anwalt aller 
Musiker*innen aufzutreten.

Diese Leerstelle wurde jahrzehntelang nicht gefüllt, und wenn dies, wie mit der 
Gründung der Union deutscher Jazzmusiker im Jahr 1973 oder zuletzt mit der 
Gründung des FREO – Freie Ensembles und Orchester in Deutschland e.V. im 
Frühjahr 2016, versucht worden ist, so handelte es sich um Teilbesetzungen, 
die letztlich die starke Fragmentierung in unterschiedliche Musikkulturen in 
Deutschland widerspiegeln. Im internationalen Vergleich, soviel sei hier schon 
vorweggenommen, ist die derart historisch gewachsene berufsständische 
Unterrepräsentation freier Musiker*innen ein klares Alleinstellungsmerkmal. 
Dieser Vertretungsmangel der Freien gegenüber kulturpolitischen Institutionen 
blieb nicht ohne Folgen für die Arbeitsbedingungen im Berufsfeld, die jetzt 
im Fokus stehen werden. 
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Im Berufsfeld der ausübenden Musiker*innen hat sich im Laufe des 20. Jahr-
hunderts eine Zweiklassengesellschaft zwischen abhängig Beschäftigten 
und Freischaffenden herausgebildet. Mit Blick auf die Arbeitsbedingungen, 
den Verdienst und die sozialen Sicherungssysteme haben die Unterschiede 
zwischen beiden „Klassen“ in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts eher noch 
zu- als abgenommen, was in erster Linie darauf zurückzuführen ist, dass wie 
soeben gezeigt die abhängig Beschäftigten sich auf eine starke Interessen-
repräsentation stützen konnten, während freischaffende Musiker*innen nach 
1945 lange Zeit schwach oder gar nicht organisiert waren. 

Die Arbeitsbedingungen im Berufsfeld waren um 1900 nahezu überall ziemlich 
bescheiden. Die wenigen gut gestellten Hof- und Stadtorchester einmal außer 
Acht gelassen, war Musikarbeit geprägt von sehr geringen Verdiensten, über-
harten Arbeitszeiten und Anstellungsverhältnissen, die selbst bei bekannteren 
Orchestern wie der Meininger Hofkapelle auf die Wintersaison beschränkt 
blieben und noch viel häufiger kürzere Verträge vorsahen.48 

Für die soziale Absicherung im Falle von Krankheit, Alter oder Tod hatten 
Musiker*innen lange Zeit selbst zu sorgen. In der Tat standen diese Themen 
am Anfang einiger heute noch existierenden Orchester wie dem Leipziger 
Gewandhausorchester oder dem Berliner Philharmonischen Orchester. Die 
Leipziger einigten sich 1786 auf einen Gegenseitigkeitsvertrag, in dem die 
Pensionskasse das Herzstück bildete; sie wurde durch Beiträge, Wohltätig-
keitskonzerte und Spenden gefüllt.49 Auch Musikervereine in größeren Städten 
wie Hamburg oder Berlin legten Pensions-, Kranken- und Hinterbliebenenfonds 
auf, ehe der Deutsche Musikerverband nach 1872 anfing, solche Kassen 
zentral zu verwalten.50 

Das Solidarprinzip und Selbsthilfemechanismen waren innerhalb der Musiker-
schaft also stark verankert, wenngleich finanziell freilich vollkommen unterfinan-
ziert, als der Staat im Laufe der 1880er Jahre die sozialen Sicherungssysteme 

48  Vgl. Hans-Joachim Hinrichsen, Ist „die beste Republik ein kunstsinniger, kunstverständiger Fürst“? Mei-
ninger Hoftheater und Hofkapelle in den 1880er Jahren, in: Hans-Erich Bödeker u.a. (Hg.), Organisateurs 
et formes d’organisation du concert en Europe 1700–1920: institutionnalisation et pratiques, Berlin 2008, 
S. 321–332.

49  Claudius Böhm u. Sven-W. Staps (Hg.), Das Leipziger Stadt- und Gewandhausorchester. Dokumente  
einer 250-jährigen Geschichte, Leipzig 1993, S. 36; Wilhelm Altmann, Chronik des Berliner Philharmo-
nischen Orchesters (1882–1902), Berlin/Leipzig 1902, S. 26. 

50  Vgl. Rempe, Musikerleben, S. 48–63.
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einführte. Ohnehin blieb Musikern der Zugang zu diesen in der Regel zunächst 
verwehrt, da die Rechtslage ziemlich undurchsichtig war. Hauptgrund für 
diese Unklarheit bildete die in der Gewerbeordnung fixierte Rechtsfigur des 
„höheren Interesses der Kunst“: Lag es vor bei einer Musikaufführung, so 
fielen Musiker als freie Künstler nicht unter die Gewerbeordnung und damit 
auch nicht unter den Sozialversicherungszwang. Lag es dagegen nicht vor, so 
mussten Sozialversicherungsbeiträge entrichtet werden. Musikunternehmer 
jeglicher Couleur hatten vor diesem Hintergrund großes Interesse daran, den 
„höheren Interessen der Kunst“ zu dienen, um letztlich Geld zu sparen.51 Erst 
mit der im Jahr 1911 neu geschaffenen Reichsversicherungsordnung, die die 
bisherigen Sozialversicherungen zusammenführte, erhielten zumindest an-
gestellte Orchestermusiker Zugang zur Kranken- und Invalidenversicherung 
sowie kurz darauf auch zur Rentenversicherung.52 

In der Tat könnte man meinen, dass die Reichsversicherungsordnung am 
Anfang der musikalischen Zweiklassengesellschaft stand, denn Orchester-
musiker galten fortan als Angestellte, wohingegen freistehende Musiker wei-
terhin als Arbeiter behandelt wurden. Im Laufe der Weimarer Republik zogen 
letztere allerdings in dieser Hinsicht noch einmal gleich. Fortan galten alle 
Musiker*innen unabhängig von Anstellungsort und -art als Angestellte, was 
nicht nur arbeitnehmerfreundlichere Kündigungsfristen bedeutete, sondern 
auch einen unmittelbaren Zugang zur Arbeitslosenversicherung eröffnete, die 
1927 neu eingeführt wurde.53 

Überhaupt bedeutete die Einführung der Sozialpartnerschaft im Übergang 
zur Demokratie einen Meilenstein für den gesamten Berufsstand. 1920 kam 
es erstmals zu einem Tarifvertrag mit dem Bühnenverein einschließlich 
Normalvertrag, der weitgehend den Forderungen der Musikergewerkschaft 
Rechnung trug. Dazu gehörten ein dienstfreier Tag genauso wie angemessene 
Ruhezeiten vor und nach einer Vorstellung, die grundsätzliche Begrenzung der 
Probenzeit auf maximal drei Stunden sowie Mitbestimmungsrechte für den 
Orchestervorstand. Die Einigung auf ein Abkommen mit dem Bäderverband folgte 
noch im selben Jahr, und auch im Bereich der Ensemblemusik gelang es auf 

51  Vgl. Heinrich Waltz, Die Lage der Orchestermusiker in Deutschland mit besonderer Berücksichtigung 
der Musikgeschäfte („Stadtpfeifereien“), Karlsruhe 1906.

52  Die Sozialversicherung des Reiches und die Bühne, in: DMZ Nr. 45, 11.11.1911, S. 784f.; Jürgen Kocka, 
Die Angestellten in der deutschen Geschichte 1850–1980, Göttingen 1981, S. 130–140.

53  Vgl. Hermann Dersch, Angestellten- oder Arbeiterkammer? Rechtsgutachten, Berlin 1929; Die Ange-
stelltenversicherung und die Musiker, in: DMZ Nr. 7, 14.2.1925, S. 155f. 
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lokaler Ebene, Tarifverträge mit Kaffeehaus- und Kinobesitzern abzuschließen. 
Anders gewendet, wurden freistehende Musiker*innen zu Beginn der 1920er 
Jahre vielerorts nach Tarif bezahlt, auch wenn sich diese in der Regel auf 
bescheidenem Niveau bewegten.54 

Die Hyperinflation machte diese Anfangserfolge allerdings zunichte, und nach 
der wirtschaftlichen Stabilisierung zum Jahreswechsel 1924 konnten sie nicht 
wiederholt werden. Im Gegenteil versuchten die verschiedenen Arbeitgeber, 
das Rad der Zeit wieder zurückzudrehen und waren damit teilweise noch vor 
Ausbruch der Weltwirtschaftskrise erfolgreich. Trotzdem stellten die 20er 
Jahre, wenn auch sicherlich keine goldenen, so doch vergleichsweise gute 
Jahre für die Berufsgruppe dar, weil mit Blick auf Verdienstmöglichkeiten, 
Arbeitsbedingungen und auch soziale Absicherung einige Fortschritte erzielt 
wurden, die das Berufsfeld als Ganzes betrafen.55

 
Die Zweiklassengesellschaft nahm erstmals im Rahmen des Nationalsozialis-
mus klarere Konturen an. Einige Faktoren sind bereits in den vorangegange-
nen Abschnitten angesprochen worden: der Wunsch nach kulturpolitischer 
Kontrolle, nach einer stärkeren Trennung von E- und U-Musik und nicht zuletzt 
die Reform der Orchesterorganisation in der Tarifordnung Kulturorchester. 
Ein genauerer Blick in ihre Ausgestaltung gibt Aufschluss über die konkreten 
sozialpolitischen Auswirkungen sowie auf Verdienst und Arbeitsbedingungen 
der ernsten Orchestermusiker im Vergleich zu allen anderen Musikern. Zu-
gleich räumt diese Nahaufnahme mit dem Mythos der TOK als segensreiche 
Wohltat für die Orchestermusiker auf. Vielmehr gilt es zu differenzieren und 
die Neuordnung in ihrem historischen Kontext, vor allem aber auch in ihrer 
Weiterentwicklung in der frühen Bundesrepublik zu betrachten. 

Die Verabschiedung der TOK war unter Zeitgenossen stark umstritten, und das 
hatte vor allem zwei Gründe: Zum einen eliminierte sie den Beamtenstatus, 
den einige kommunale und staatliche Träger ihren Orchestermusikern im 
Laufe der Weimarer Republik eingeräumt hatten. Komplette Beamtenorchester 
waren zum Beispiel die Berliner und die Dresdener Staatskapelle, die Städ-
tische Kapelle Chemnitz oder auch das Städtische Orchester Köln; in vielen 

54  Vgl. Tarifabschluss mit dem Bühnenverein, in: DMZ Nr. 6, 7.2.1920, S. 83; Eugen Schöndienst, Geschichte 
des Deutschen Bühnenvereins. Ein Beitrag zur Geschichte des Theaters 1846–1935, Frankfurt am Main 
1979, S. 256–261; Thielecke, Soziale Lage, S. 232; Der Tarifvertrag der Kaffeehausmusiker, in: DMZ Nr. 35, 
30.8.1919, S. 572f. 

55  Vgl. Rempe, Musikerleben, S. 202–207. 
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anderen Klangkörpern spielten Beamte und Angestellte nebeneinander.56 
Noch kurz vor der Verabschiedung hatte der Hornist und zwischenzeitliche 
NS-Funktionär Alfred Erdmann das Beamtentum von Orchestermusikern erneut 
mit dem Argument verteidigt, dass diese „als öffentliche Kulturträger obrig-
keitliche Funktionen“ wahrnehmen würden, und auch RMK-Präsident Peter 
Raabe trat für die Beibehaltung ein.57 Für alle Beamtenmusiker bedeutete die 
TOK demnach einen Prestigeverlust, und für viele unter ihnen eine finanzielle 
Schlechterstellung. Fortan mussten von wenigen Ausnahmen abgesehen alle 
Musiker*innen Sozialversicherungsbeiträge an die Versorgungskasse entrichten. 
Im Gegenzug erhielten sie eine garantierte Alters- und Hinterbliebenenrente.58

Zum anderen folgte aus der TOK nicht automatisch ein höheres Gehalt für 
die Musiker. Die Tarifordnung legte die Vergütung im Zuge eines gestuften 
Gehaltsgefüges fest. Die Kulturorchester wurden je nach ihrer künstlerischen 
Leistungsfähigkeit in fünf Klassen plus Sonderklasse eingeteilt, in denen je-
weils dieselben Gehaltsstrukturen griffen. Diese Standardisierung wirkte sich 
unterschiedlich aus. In gewissem Umfang musste das Tarifwerk sogar einen 
Bestandsschutz gewähren für bereits angestellte Musiker, unter anderem 
weil ein nicht unerheblicher Teil des Verdienstes sich bislang aus Leistungs-
zulagen zusammengesetzt hatte, die mit der TOK eingeschränkt wurden.59 Der 
zuständige Geschäftsführer der Reichsmusikerschaft in der RMK, Hermann 
Henrich, wusste ganz genau um die Ambivalenzen der TOK, als er bei ihrer 
Verabschiedung an das Künstlerethos im Orchestermusiker appellierte, das 
keine „kleinlichen Einzelinteressen“ kennen würde, „wenn er auch einmal ein 
paar Mark weniger zu bekommen glaubt.“60 

Schließlich bedeutete die Tarifordnung auch mit Blick auf die Arbeitsbedin-
gungen keine Revolution. Bei näherer Betrachtung zeigt sich, dass der zuletzt 

56  Vgl. Orchester-Statistik, hg. vom Reichsverband deutscher Orchester und Orchestermusiker, Berlin 
1926.

57  Alfred Erdmann, Was die deutsche Orchestermusikerschaft vom Jahre 1937 erwartet, in: Die Musik-
woche Nr. 4, 23.1.1937, S. 1f.; zur Person vgl. Zum 25jährigen Dienstjubiläum von Alfred Erdmann, in:  
Die Musikwoche Nr. 20, 15.5.1937, S. 7. 

58  Vgl. Bayerische Versicherungskammer, Rundschreiben Nr. 1 der Versorgungsanstalt der Deutschen 
Kulturorchester, 20.5.1938. 

59  Die reinen Gehaltssteigerungen lagen im niederen zweistelligen Bereich, vgl. Einkommen der Orches-
termitglieder nach der bisherigen und nach der neuen Regelung, o.D. [Dez. 1938], in: Bundesarchiv 
Berlin R 55/199, S. 16. 

60  Hermann Henrich, Der Sinn der Tarifordnung, in: Die Musikwoche Nr. 15, 9.4.1938, S. 245f. 
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gültige, 1928 zwischen Musikerverband und Bühnenverein ausgehandelte 
Tarifvertrag als Vorbild diente. Seien es die Probenzeit von drei Stunden, die 
Regelungen zum dienstfreien Tag oder die Ruhepausen vor und nach den 
Aufführungen – viele Bestimmungen wurden weitgehend unverändert über-
nommen. Freilich wurden andere Elemente zugunsten der Musiker ausgebaut, 
etwa die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, die je nach Dienstalter teils ganz 
erheblich verlängert wurde, die Verlängerung des garantierten Urlaubs auf drei 
Wochen, die grundsätzliche Anstellung auf unbestimmte Zeit oder die reguläre 
Kündigungsfrist, die auf sechs Monate ausgedehnt wurde.61 

Insgesamt bewirkte die Tarifordnung Kulturorchester von 1938 nicht so sehr 
eine qualitative Besserstellung der Kulturorchestermusiker, sondern vielmehr 
eine klarere Abgrenzung dieser bestimmten Form musikalischer Arbeit von 
anderen Ausübungsarten des Musikerberufs. Zwar wurden Teilungsorchester 
bzw. solche, die sich als Gesellschaft bürgerlichen Rechts organisierten, und 
andere anerkannte Musikervereinigungen explizit auch in die TOK einbezogen, 
soweit öffentliche Träger diese engagierten. In der Praxis dürfte sich dieser 
Passus jedoch als realitätsfern erwiesen haben, ganz abgesehen davon, dass 
solchen freien Orchestern wie gezeigt von Anfang an Steine in den Weg ge-
legt worden waren. 

In der frühen Bundesrepublik ging es für Orchestermusiker*innen rasch 
bergauf. Mit der Neufassung der TOK im Freiburger Tarifvertrag vom Herbst 
1956 hatten die DOV und ihr Gründungsgeschäftsführer Voss einen großen 
Etappensieg gegenüber dem Bühnenverein errungen. Nicht nur war es gelun-
gen, die Gehälter um insgesamt 55 Prozent zu steigern und damit eine Gleich-
behandlung mit den Beschäftigten des Öffentlichen Dienstes zu erreichen, 
denen in den Jahren zuvor sogenannte Teuerungszulagen gewährt worden 
waren. Für die Zukunft wurde in den Freiburger Tarifvertrag auch eine auto-
matische Gleichbehandlung eingebaut und die Vergütung der Kulturorchester 
„sinngemäß“ an die Gehaltssteigerungen des öffentlichen Dienstes geknüpft.62 

61  Vgl. Tarifordnung für die deutschen Kulturorchester, in: Reichsarbeitsblatt VI Nr. 14, 1938, S. 597–600. 

62  Tarifvertrag zwischen dem Deutschen Bühnenverein und den unterzeichneten Arbeitnehmerorgani-
sationen, 6.10.1956, abgedruckt in: Verbandsnachrichten der DOV Okt. 1956, S. 2–5; F. W. Willecke,  
Zur Besoldung der städtischen und staatlichen Kulturorchester, in: ebd. Feb. 1956, S. 38–40. 
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Seitdem haben sich dank beharrlicher Lobbyarbeit der DOV Verdienst, soziale 
Absicherung und Arbeitsbedingungen der Orchestermusiker*innen über Jahr-
zehnte hinweg verbessert – und übrigens auch derjenigen Unterhaltungsmu-
siker, die bei den Rundfunkanstalten arbeiteten. Aufgrund ihrer Festanstellung 
erhielten etwa Musiker des Orchesters Kurt Edelhagen, des Orchesters Hans 
Bund des WDR oder auch des Tanzorchesters des Hessischen Rundfunks Zu-
gang zur DOV und nutzten diesen auch.63 Eine wichtige Etappe der erfolgreichen 
gewerkschaftlichen Lobbyarbeit bildet die über den Gerichtsweg erstrittene 
Anerkennung eines Leistungsschutzrechtes für ausübende Musiker*innen im 
Laufe der 50er Jahre, also lange bevor dieses Recht in der Bundesrepublik 
1965 gesetzlich geregelt wurde. Sichtbarster Ausdruck dieser Bemühungen 
war die Gründung der Gesellschaft zur Verwertung von Leistungsschutzrechten 
1959. Darüber hinaus sind vor allem der Tarifvertrag Kulturorchester (TVK) 
1971/72 und dessen grundlegende Reform 1988 zu nennen, die sowohl die 
soziale Sicherung als auch die Arbeitsbedingungen von Orchestermusikern 
optimierten und teilweise bis ins kleinste Detail regelten.64 

Für diejenigen Musiker*innen, die nicht fest angestellt waren, bildeten die 50er 
und 60er Jahre dagegen wie bereits angedeutet eine harte Zeit. Letztlich blieben 
für solche, die ein Orchesterinstrument spielten, nur zwei Möglichkeiten: der 
Weg in die Festanstellung, was angesichts des dauerhaft beklagten Nachwuchs-
mangels in den Kulturorchestern nicht allzu schwer gefallen sein dürfte, oder 
ein Berufswechsel. Für die Bildung einer Freien Szene fehlte es in jener Zeit an 
einer Lobby, aber auch an den sozialpolitischen Rahmenbedingungen, um als 
freischaffende Musiker*innen über die Runden zu kommen. 

Dies änderte sich mit Beginn der 1970er Jahre, als die freien Künstlerberufe 
unter anderem auch dank des reformorientierten Deutschen Musikrats unter 
Borrisʼ Präsidentschaft in den Fokus der Politik gerieten.65 Der Bundestag 
forderte im April 1971 die Bundesregierung dazu auf, einen „Bericht über die 
soziale Lage der freien Bühnendarsteller, Musikerzieher, Musikinterpreten“ 
sowie der Journalisten in Presse, Funk und Fernsehen anzufertigen. Vier 
Jahre später lag der sogenannte Künstler-Bericht vor, in dem auf Basis einer 
Umfrage unter 3.000 Künstlern erstmals in der Bundesrepublik umfassendes 

63   Vgl. Mitgliederzugang bei der DOV, in: Verbandsnachrichten der DOV Dez. 1958, S. 31f.; Sonstiges, in: 
ebd. Feb. 1956, S. 6. 

64  Vgl. Deutsche Orchestervereinigung (Hg.), Broschüre „Wir gehören zum guten Ton“, Berlin 2018; Erich 
Schulze, Urheberrecht in der Musik, Berlin/New York 19815, S. 31–39. 

65  Vgl. Engelmann, Berufspolitische Initiativen, hier S. 163–165.
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Material über die „Kreativen“ zusammengetragen wurde, wie man bereits in 
jener Zeit anfing, diese Gruppe zu nennen. Es ist allerdings nicht frei von Ironie, 
dass diejenigen „freien Musikinterpreten“, die heute die vielfältige Orchester-
landschaft mit bespielen, als solche in keiner der zahlreichen Statistiken der 
Studie vorkamen. Die Kategorien waren vielmehr altbekannte: Genannt wurden 
Komponisten, Orchester- und Kirchenmusiker (die als abhängig Beschäftigte 
nicht Teil der Studie wurden), Unterhaltungsmusiker und Musiklehrer, außer-
dem noch Instrumentalsolisten. Der Anteil an nicht abhängig beschäftigten 
Orchestermusikern wurde im Bericht mit unter 5 Prozent geschätzt; das ent-
sprach damals höchstens 400 Musiker*innen und damit offensichtlich einer 
zu geringen Anzahl, um als eigene Kategorie berücksichtigt zu werden.66 
Dies zeigt nur noch einmal, wie nachhaltig das Konzept freier Orchester und 
Ensembles in den ersten Jahrzehnten der Bundesrepublik in der Versenkung 
verschwunden war. 

Ungeachtet dessen profitierten die freischaffenden Musiker*innen von der 
Einrichtung der Künstlersozialversicherung, die unmittelbar auf den Künstler-
bericht zurückzuführen war und letztlich 1983 ihre Arbeit aufnahm. Sie 
verschaffte selbständigen Musiker*innen einen abhängigen Arbeitnehmern 
vergleichbaren Zugang zur gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung. 
Die Künstlersozialkasse, die bekanntlich bis heute besteht, wird über die 
sogenannte Künstlersozialabgabe finanziert. Zeitgleich zum langsamen Auf-
schwung der freien Ensembles in Deutschland ergaben sich also für diese 
Personengruppe deutlich verbesserte Möglichkeiten der sozialen Absicherung.67 

Verdienst und Arbeitsbedingungen in der Freien Szene gestalteten sich naturge-
mäß anders als in den Angestelltenorchestern, und das ist bis heute weitgehend 
so geblieben. Das hat vor allem damit zu tun, dass sich viele freie Ensembles 
in bewusster Abgrenzung zum orchestralen Establishment als alternatives 
Modell etablieren wollten. Nicht zufällig wurden einige dieser Ensembles von 
Studierenden gegründet wie das Ensemble Modern, das Ensemble Resonanz 
oder das Freiburger Barockorchester. Diesen jungen Musiker*innen mutete die 
Kulturorchesterkultur sowohl von der Art der künstlerischen Arbeit als auch 

66  Bericht der Bundesregierung über die wirtschaftliche und soziale Lage der künstlerischen Berufe 
(Künstlerbericht), 13.1.1975 (=Deutscher Bundestag Drucksache 7/3071), S. 10, 26; vgl. dazu auch 
Karla Fohrbeck u. Andreas Johannes Wiesand, Der Künstler-Report. Musikschaffende, Darsteller/
Realisatoren, Bildende Künstler/Designer, München/Wien 1975.

67  Vgl. zum Entstehungszusammenhang Olaf Zimmermann u. Gabriele Schulz, Zukunft der Kulturwirt-
schaft. Zwischen Künstlertum und Kreativwirtschaft, Essen 2009, S. 235–240. 
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von der programmatischen Ausrichtung her angestaubt an. Diese und andere 
Ensembles spezialisierten sich auf Alte oder auf Neue Musik, und manche auf 
beides. Sie arbeiteten projektweise und dachten dabei nicht an Doppeldienste, 
Saitengeld und Überstundenausgleich. Und sie waren sich vollauf bewusst, 
dass sie mit dem Ensemblespiel allein ihren Lebensunterhalt zunächst nicht 
bestreiten würden können, auch wenn dies bei vielen von Anfang an ihre lang-
fristige Zielsetzung war und letztlich bis heute geblieben ist.68    

Es greift allerdings zu kurz, bei dieser Beschreibung der freien Ensembles 
und Orchester als jugendlicher Alternativ- und Projektkultur stehenzubleiben. 
Deren Renaissance liegt nun auch schon wieder 40 Jahre zurück, ohne dass 
sich eine kulturpolitische Anerkennung und damit ein adäquater Status- und 
Prestigegewinn eingestellt hätten, wie er etwa den festangestellten Orches-
termusikern zwischen 1950 und 1990 in der Bundesrepublik zuteilwurde. 
Folgt man den jüngsten Studien von Sandra Soltau und Reinhard Flender, so 
kämpfen die meisten der freien Ensembles trotz flexibler Arbeitsbereitschaft, 
bescheidenem Verdienst und schlankem Management ums schiere Überle-
ben.69 Sicherlich sind auch die Kulturorchester heute nicht auf Rosen gebettet. 
Die orchestrale Zweiklassengesellschaft, die sich historisch herausgebildet 
hat, ist jedoch nicht zuletzt angesichts der enormen Bereicherung, die die 
freien Ensembles für das deutsche Musikleben in den letzten Jahrzehnten 
darstellten, immer weniger zeitgemäß. Hier besteht Bedarf für einen gewissen 
Bewusstseinswandel, ein Bedarf, der sich im internationalen Vergleich noch 
einmal schärfer herauskristallisiert.70

68  Vgl. Reinhard Oehlschlägel, Der Aufbruch Anfang der achtziger Jahre, in: MusikTexte H. 113, 1997, S. 3f.

69  Vgl. Soltau, Freie Musikszene, S. 240–246; Flender, Freie Ensembles, S. 23f.

70  Vgl. dazu auch Allmendinger u.a., Life and Work, hier S. 214f.
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„Orchester als Institution ist vielgestaltig und vielschichtig. Die Institution 
steht in einem historischen, gesellschaftsbezogenen Prozess. Da sie von 
Menschen gedacht und gemacht ist, kann sie auch anders gedacht werden, 
zum Beispiel für die Zukunft“, schrieb Musikratspräsident Siegfried Borris vor 
fast 50 Jahren.71 Es ist ein bemerkenswertes, auch bemerkenswert aktuelles 
Statement, das noch einmal an Plausibilität gewinnt, wenn man in die Praxis 
der Orchesterorganisation anderer Länder in Geschichte und Gegenwart 
blickt, weil zunächst einmal frei von jeglicher Wertung deutlich wird, dass es 
offensichtlich auch andere Wege gab und gibt.  

Ein vergleichender Blick in die USA und nach Großbritannien macht zum 
einen deutlich, dass die Dominanz öffentlich getragener Kulturorchester 
in der Tat ein deutsches Alleinstellungsmerkmal darstellt. Zwar führt die 
Annahme in die Irre, dass es in diesen Ländern überhaupt keine öffentliche 
Orchesterförderung gegeben hätte. In Großbritannien schuf vor allem die 
gebührenfinanzierte BBC mit ihren verschiedenen Ensembles hunderte von 
Dauerstellen für Orchestermusiker, und auch die kooperativ organisierten 
Londoner Orchester erhielten immer wieder mal staatliche Gelder.72 In den 
USA flossen erstmals staatliche und kommunale Subventionen im Zuge der 
Weltwirtschaftskrise 1929/30 und dem als New Deal bekannt gewordenen 
anschließenden Großkonjunkturprogramm des amerikanischen Präsidenten 
Franklin D. Roosevelt. Außer kleineren Unterstützungsleistungen auf der 
Ebene von Counties und States haben Orchester zudem seit den 1970er 
Jahren auch verstärkt Mittel des National Endowment for the Arts beantragen 
können, zunächst als Projektförderung, später auch in ungebundener Form. 
Insgesamt machten öffentliche Zuwendungen zu jener Zeit so durchschnitt-
lich 15 Prozent des Budgets amerikanischer Orchester aus. Daran zeigt sich 
freilich, dass die grundsätzliche Struktur der Orchesterfinanzierung in diesen 
Ländern klar abweicht von der deutschen und die unternehmerische Logik 
eindeutig überwiegt. Dass amerikanische Orchester mindestens so viele 
wenn nicht mehr Büroangestellte als Musiker*innen haben – beim Chicago 
Symphony Orchestra sind es zum Beispiel 140 Mitarbeiter bei 101 Orchester-
musiker*innen – liegt an den enormen Fundraising- und Marketingaufgaben, 

71  Siegfried Borris, Orchester in der kulturpolitischen Planung, in: Das Orchester 20. 1972, S. 634–638, 
hier S. 634. 

72  Vgl. Cyril Ehrlich, The Music Profession in Britain since the Eighteenth Century. A Social History, Oxford 
1985, S. 207f.; 227f.
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die für das erfolgreiche Management eines privat getragenen Orchesters 
notwendig sind.73

Zum anderen zeigt sich, dass die deutschen Musiker*innen auch in Sachen 
Berufsorganisation eigene Wege gingen. Im Gegensatz zur stark segmentier-
ten Interessenvertretung entlang der Anstellungsform (und Musikrichtung) 
konnten sich in England und den USA inklusive Einheitsgewerkschaften be-
haupten, in denen vom professionellen, festangestellten Orchestermusiker 
bis zur Teilzeitgitarristin einer Coverband alle Platz fanden, die Musik gegen 
Bezahlung anboten. Die wechselhafte Geschichte beider Gewerkschaften, 
der britischen Musicians Union und der American Federation of Musicians 
(AFM), reichen bis ins Ende des 19. Jahrhunderts zurück. Im Unterschied zur 
deutschen Entwicklung fußten beide Gewerkschaften von Anfang an auf dem 
sogenannten closed shop Prinzip, das eine Mitgliedschaft zur Voraussetzung 
der Berufsausübung machte. Dies steigerte die Verhandlungsmacht der Be-
rufsorganisationen ungemein und ließ vor allem die AFM zwischenzeitlich zu 
einer der mächtigsten Gewerkschaften in den USA aufsteigen.74 

Freilich blieben auch in diesen Ländern ähnlich gelagerte Konflikte wie in 
Deutschland nicht aus. In der AFM etwa kam es Anfang der 1960er Jahre zu 
heftigen Spannungen einschließlich Streiks, weil sich die Orchestermusiker 
vernachlässigt und von ihren Arbeitgebern schlecht behandelt fühlten. Anders 
als in Deutschland gelang es jedoch zu vermitteln und den besonderen Inter-
essen der Sinfonieorchester mit der Einrichtung einer Untergruppe Rechnung 
zu tragen. Die Solidarität und ein steter Kommunikationszusammenhang 
zwischen freien und festen Musiker*innen sowie zwischen E- und U-Musik-
welten blieben so grundsätzlich gewahrt.75

Ungeachtet dessen könnte man nun, nicht zuletzt angesichts der vergleichs-
weise guten Arbeitsbedingungen und Verdienstmöglichkeiten in der deutschen 
Orchesterlandschaft, geneigt sein, den eigenen deutschen Weg als überlegene 
kulturpolitische Errungenschaft zu preisen. Und zweifelsohne zeigt die nach 

73  Vgl. Philip Hart, Orpheus in the New World: The Symphony Orchestra as an American Cultural Institution, 
New York 1973, S. 348–368; Clague, American Symphony Orchestra, S. 25 (Zahlen zu Chicago basieren 
auf dem Jahr 2007); Mertens, Orchester, S. 10.

74  Vgl. George Seltzer, Music Matters: The Performer and the American Federation of Musicians, Metu-
chen, NJ 1989; Martin Cloonan, Musicians as Workers: Putting the UK Musicians’ Union into Context, in: 
MusiCultures 41. 2014, S. 10–29. 

75  Seltzer, American Federation, S. 97–104. Hart, Orpheus, S. 109–119. 
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wie vor einzigartig dicht gesäte Ansammlung von Orchestern und Ensembles 
in Deutschland, dass dieser Weg ein fruchtbarer war, der zudem anteilig weit 
mehr relativ sichere Arbeitsplätze für Musiker*innen geschaffen hat als im 
angloamerikanischen Raum. 

Man könnte aber im Angesicht des nuancierten historischen Narrativs auch 
nachdenklich werden und überlegen, welche weiteren Traditionen musikkul-
turellen Engagements in Zukunft stärker gepflegt und berücksichtigt werden 
sollten, die zwischenzeitlich im Gang der deutschen Geschichte auf der Strecke 
geblieben waren. Der internationale Vergleich mag hierfür Anregungen bereit-
halten, auch wenn das Ziel sicherlich nicht lauten darf, angloamerikanische 
Zustände herbeizuführen. Um über die Zukunft der deutschen Ensembles und 
Orchester weiter nachzudenken, mag es jedenfalls hilfreich sein, ihre Geschichte 
differenziert und kritisch unter die Lupe zu nehmen und sie in eine breitere, 
vielfältigere Landschaft einzubetten. Ideen für neue künstlerische Dynamiken, 
innovative Finanzierungsmodelle und zukunftsträchtige Managementkonzepte 
gedeihen auch dank der vergleichenden Reflexion des Vergangenen.
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